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1
Problemstellung

Mit dem Vierten Gesetz für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (Hartz
IV) sind Arbeitslosen- und Sozialhilfe zu
einer einheitlichen Grundsicherung für
alle (Langzeit-)Arbeitsuchenden zusam-
mengelegt worden. Die Hartz-Kommissi-
on hatte empfohlen, die Zuständigkeiten
für Empfänger von Arbeitslosenhilfe und
Sozialhilfe in einer gemeinsamen Anlauf-
stelle zu bündeln. Dort soll zugleich das
Leitbild „Fordern und Fördern“ umge-
setzt werden mit dem Ziel, die Langzeitar-
beitslosen dauerhaft in den ersten Ar-
beitsmarkt zu integrieren. Das bisherige
Nebeneinander von zwei staatlichen Für-
sorgeleistungen (Arbeitslosenhilfe durch
die Bundesanstalt für Arbeit und Sozial-
hilfe durch die Kommune) soll für die
Zielgruppe der Erwerbsfähigen folglich
abgebaut werden und damit zugleich die
„Verschiebebahnhöfe“ zwischen den bei-
den Fürsorgesystemen auflösen. Um die
Vermittlungschancen zu verbessern,
gehören zu diesem arbeitsmarktpoliti-
schen Konzept auch die Steigerung der
Betreuungsdichte (Zahl der Arbeitslosen
pro Betreuer) mit einem kundenorien-
tierten, personenbezogenen Fallmanage-
ment. Die neue materielle Leistung heißt
heute ALG II und ist eine bedarfsorien-
tierte und bedürftigkeitsabhängige Für-
sorgeleistung für alle als erwerbsfähig ein-
gestuften Personen.

treuungsdichte (Fallmanagement) und
personalpolitische Qualifizierungsmaß-
nahmen (Umschulungen, Weiterbildun-
gen), um die MitarbeiterInnen zur Aufga-
benwahrnehmung zu befähigen.

(3) Schließlich wirft die arbeitsmarktpoli-
tische Reform personalvertetungsrechtli-
che und vor allem -praktische Fragen auf,
wenn es etwa um eine Gesamtvertretungs-
strategie in den Arbeitsgemeinschaften
geht oder wenn es sich um die schwierige
Durchsetzung von Mitgestaltungsan-
sprüchen der legitimierten Interessenver-
treterInnen handelt.

Der empirische Einblick im Rahmen einer
von der Hans-Böckler-Stiftung geförderten
Pilotstudie in eine ARGE sowie in ein Op-
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Mit dem „Vierten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ (kurz: Hartz IV/ SGB II) befindet sich auch das letzte Gesetz
der Arbeitsmarktreform seit Januar 2005 in der Umsetzung. Nach einem schwierigen politischen Prozess der Konsensfindung über die
Zusammenführung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe einigte man sich Mitte 2004 in einem Vermittlungsverfahren auf zwei Modellva-
rianten: Arbeitsgemeinschaften (ARGEn) mit gesplitteter Trägerschaft zwischen Kommunen und der Bundesagentur für Arbeit und
„Optionsmodell“ mit kommunaler Alleinträgerschaft. Die Frage, welches Modell effektiver ist, hängt nicht zuletzt davon ab, wie die 
neuen Institutionen organisationspolitisch und arbeitsorganisatorisch aufgestellt sind und wie die Beschäftigten ihren Auftrag, das Ziel
des „Förderns und Forderns“ erfüllen. Der Beitrag untersucht die bisher wenig in der Öffentlichkeit diskutierten Folgen der Arbeits-
marktreform für die Beschäftigten und Personalvertretungen.

Die Umsetzung von Hartz IV erfolgt in
zwei unterschiedlichen Modellen: Im Ko-
operationsmodell – auf der Grundlage des
§ 44b SGB II – teilen sich die Arbeitsver-
waltung (Arbeitsagenturen) und die Sozi-
alverwaltung die Aufgabe der neuen
Grundsicherung (ALG II). Im Optionsmo-
dell – auf der Grundlage des kommunalen
Optionsgesetzes – tragen die Kommunen
die alleinige Verantwortung für die Umset-
zung von Hartz IV.

Das arbeitspolitische Klima, unter dem
Hartz IV eingeführt wurde, bleibt proble-
matisch. Der Spagat, der mit den beiden
Modellen vollzogen wird, erscheint vielen
Beobachtern kühn; auf jeden Fall hat er
aber Folgen für die Beschäftigten und ihre
Interessenvertretungen, die letztlich für ei-
ne effektivere Umsetzung der neuen
Grundsicherung sorgen sollen:

(1) Personalpolitische Umsetzungsent-
scheidungen gehören zwangsläufig zur Bil-
dung von Arbeitsgemeinschaften, die sich
aus Beschäftigten der Arbeitsagenturen
und der Kommunen zusammensetzen. Of-
fene Fragen betreffen den Status der Mitar-
beiterInnen und ihre Entlohnung sowie die
Verteilung von Entscheidungskompeten-
zen. Aber auch in den Optionskommunen
muss Personal anders eingesetzt werden
und gegebenenfalls neu angeworben wer-
den, um die zusätzlichen Arbeits- und Ver-
waltungsaufgaben in neuen kommunalen
Einrichtungen zu bewältigen.

(2) Hinzu kommen personalpolitische
Umschichtungen zur Erhöhung der Be-
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tionsmodell, die Identifizierung der Inte-
ressenvertretungspraxis sowie die Bewer-
tungen der Beschäftigten und Führungs-
kräfte zeigen, wie die neuen Institutionen
als lernende Organisationen im Rahmen
eines arbeitsmarktpolitischen Erneue-
rungs- und Reorganisationsprozesses orga-
nisiert werden. Zwischen Januar und April
2005 wurden dazu Expertengespräche und
Gruppendiskussionen in der Arbeitsge-
meinschaft der Stadt Bielefeld und dem
Optionsmodell der Stadt Mülheim an der
Ruhr geführt.

Unsere Forschungsergebnisse decken
sich im Wesentlichen mit den Erkenntnis-
sen der wenigen vergleichbaren Studien
(Czommer u.a. 2005; Reis 2005; Bartelhei-
mer/Wagner 2005; Mäder/Schmidt 2005).
Aus allen Untersuchungen wird eines er-
kennbar: Die Arbeitsorganisation der neu-
en Institutionen gilt als eine wichtige Er-
folgsvoraussetzung für eine funktionsfähi-
ge Arbeitsmarktreform. Das bedeutet, dass
die ausgewählten Fallstudien keineswegs
singuläre, ortsspezifische Erscheinungen
darstellen.

Bevor allerdings im Folgenden die em-
pirischen Forschungsergebnisse zu den ar-
beitsorganisatorischen und personalvertre-
tungspolitischen Herausforderungen der
Reform vorgestellt werden (Kap. 3), erfolgt
zunächst ein kurzer Rückblick auf die Mo-
dellkontroversen und ihr Resultat: Koope-
rations- und Optionsmodell (Kap. 2). Was
perspektivisch möglich ist, aber auch noch
zu tun bleibt, wird abschließend diskutiert
(Kap. 4).

2
Hartz IV: Modellkontro-
versen

Die politische Umsetzung der Zusammen-
legung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe
bzw. ihre institutionelle Organisation war
von Anfang an ein kompliziertes Unterfan-
gen. Dies belegt eine kurze „historische“
Skizze dieser Kontroverse. In ihrem Mittel-
punkt stand die Frage nach der Zentralisie-
rung oder Kommunalisierung und damit
der Veränderung des dualen Systems von
staatlicher und kommunaler Arbeits-
marktpolitik. Während die Bundesregie-
rung (wie auch der Deutsche Städtetag) bei
der Grundsicherung für Arbeitsuchende
für eine Trägerschaft der Bundesagentur
für Arbeit (BA) als zentrale Umsetzungsin-

stanz von Hartz IV plädierte, forderten an-
dere Akteure bzw. kommunale Interessen-
verbände (vor allem der Deutsche Land-
kreistag) die alleinige kommunale Träger-
schaft. Auch die Bundesratsmehrheit
schloss sich dem an und forderte die Verla-
gerung der Trägerschaft von der Bundes-
agentur für Arbeit auf die Kommunen. Un-
terschiedliche Argumente wurden ins Feld
geführt (ausführlich: Greifenstein/Kißler
2004):

(1) Das Plädoyer für eine „Kommunalisie-
rung von Hartz IV“ hob den beschäfti-
gungspolitischen Akteursstatus der Kom-
munen hervor. Zahlreiche kommunale
Programme zur Eingliederung arbeitsfähi-
ger SozialhilfeempfängerInnen sind erfolg-
reich umgesetzt worden und die Kommu-
nen verfügen über ausgebaute lokale Netz-
werke, um Eingliederungsleistungen für
die erwerbsfähigen Sozialhilfeempfänger-
Innen zu erbringen. Diese Initiativen soll-
ten durch einen zentralen Ansatz nicht aus-
gehöhlt werden.

(2) Im Gegensatz dazu argumentierten die
Gegner einer „Kommunalisierung von
Hartz IV“, dass die erwerbsfähigen Sozial-
hilfeempfängerInnen wie die anderen Ar-
beitslosen im Rahmen einer aktivierenden
Arbeitsmarktpolitik in das „Fördern und
Fordern“ einbezogen werden mit dem Ziel,
sie auf den ersten Arbeitsmarkt zu vermit-
teln. Die Agenturen für Arbeit hätten die
entsprechenden Erfahrungen, um Arbeits-
lose auch überregional zu vermitteln.

Solche und ähnliche Argumentationssträn-
ge bewegten längere Zeit die politische Aus-
einandersetzung über die Zusammen-
führung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe.
Ein Vermittlungsausschuss erzielte im
Sommer 2004 Kompromissformeln, die
zur Verabschiedung des Hartz IV-Gesetzes
führten.1 Hartz IV ist danach zum organi-
satorischen Großexperiment mit Arbeits-
gemeinschaften und kommunaler Option
geworden.

69 Kommunen werden im Rahmen ei-
nes „Optionsmodells“ bzw. Kommunalen
Optionsgesetzes allein Träger der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende (ALG II).2

In der Experimentierphase übernehmen
sie die volle Durchführung von Hartz IV,
zahlen folglich auch das ALG II aus und
sind für die Eingliederung der Leistungs-
bezieherInnen in das Erwerbsleben ver-
antwortlich. Diese Zuständigkeit erhalten

sie für einen befristeten Zeitraum von
sechs Jahren.

Diese beiden Modellvarianten – ARGE
und Option – deuten schon an: Die Kon-
troversen zwischen kommunalen Interes-
senvertretungsverbänden, Regierungsver-
tretern von Bund und Ländern sowie der
Bundesagentur für Arbeit sind durch die
Kompromisslösung nur vorübergehend
„still gelegt“. Der gefundene Kompromiss
ist auch ein „politischer Kuhhandel“
(Schulze-Böing 2004), mit dem versucht
wird, allen Seiten Rechnung zu tragen, und
die Arbeitsgemeinschaften zeigen, wie ein
Mittelweg zwischen Kommunalisierung
und Zentralisierung beschritten werden
soll. Die verbands- und parteipolitische
Diskussion ist mit diesem politischen
Kompromiss keinesfalls überwunden, son-
dern beeinflusst noch immer die Bewer-
tungen, wie Hartz IV umzusetzen ist und
die arbeitsmarktpolitischen Institutionen
auszugestalten sind.

3
Einblicke in die Funktions-
fähigkeit: Die Forschungs-
ergebnisse

Die vorangestellten grundlegenden Struk-
tur- bzw. Rahmendaten dienen vorab der
Einordnung beider Fallstudien in den Städ-
ten Bielefeld und Mülheim an der Ruhr.

Das ARGE-Modell Bielefeld
Die Stadt Bielefeld hat knapp 330.000 Ein-
wohnerInnen. Die Arbeitslosenquote be-
trägt 17,9 % (März 2005) und die Arbeits-
gemeinschaft betreut knapp 20.000 Be-
darfsgemeinschaften („Fälle“). Ihr errech-
neter Personalbedarf liegt bei 280 Stellen,
von denen bis in den März 2005 hinein
noch 50 Stellen unbesetzt bzw. mit Hilfs-
kräften besetzt waren.

1 Der organisationspolitische Kompromiss ist ein Er-
gebnis, mit dem die längere (verbands-)politische
Auseinandersetzung um eine ausschließliche Zu-
ständigkeit der Bundesagentur für Arbeit oder
komplette Kommunalisierung beendet wurde.
Vgl. zur Historie der Debatte ausführlicher den
Forschungsbericht von Greifenstein/Kißler 2004.

2 Besonderes Interesse findet das Optionsmodell bei
den Landkreisen, schließlich entschieden sich le-
diglich sechs Städte von 69 Kommunen für dieses
Modell.
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Eine „übergeordnete“ Steuerungsgrup-
pe,3 die sich aus dem Leiter der Arbeits-
agentur, dem Sozialdezernenten und dem
Geschäftsführer der ARGE zusammensetzt,
hat die Ausgestaltung der neuen Institution
in regelmäßigen Beratungen ausgehandelt.

Das Optionsmodell Mülheim
In der Stadt Mülheim mit ihren rund
172.000 EinwohnerInnen liegt die Arbeits-
losenquote bei 11,5 % (März 2005). Im
Rahmen der kommunalen Optionslösung
sind rund 7.400 Bedarfsgemeinschaften zu
betreuen. Der Personalbedarf und -stand
liegt (im April 2005) bei ca. 120 Stellen.

Eine Lenkungsgruppe steuert die Im-
plementation. An ihrer Spitze steht der So-
zialdezernent. In der hierarchischen Rang-
folge folgen der Leiter der Stadtkanzlei so-
wie ein Projektbeauftragter. Ein Abteilungs-
leiter ist für den Aufbau der Sozialagentur –
wie sich die Institution des Mülheimer Op-
tionsmodells nennt – und damit die Durch-
führung von Hartz IV zuständig.

3.1 ORGANISATION DER ARBEITS-
MARKTPOLITISCHEN INSTITU-
TIONEN

Die Untersuchungsergebnisse zur institu-
tionellen Funktionsfähigkeit der beiden
konkurrierenden Modelle in der Imple-
mentationsphase verweisen auf wesentli-
che, noch zu lösende Schwierigkeiten.

Im ARGE-Modell hat der Akteursstatus
der Kommunen unscharfe Konturen. Die
Steuerung der Arbeitsgemeinschaft ist ein
kompliziertes Projekt, da die lokalen
Führungsakteure in dieser Konstruktion
nur über eingeschränkte Entscheidungs-
rechte verfügen. Alle involvierten Akteure
haben Rückkopplungs- und Abstim-
mungspflichten: Der Leiter der Arbeits-
agentur gegenüber der Regionaldirektion
(ehemals Landesarbeitsamt) und der Bun-
desagentur, der Sozialdezernent gegenüber
den Protagonisten in der Stadtverwaltung
und der Kommunalpolitik, und dem Per-
sonalrat der Arbeitsagentur mit dem Be-
zirkspersonalrat bzw. dem Hauptpersonal-
rat der Bundesagentur. Das heißt: Selbst
wenn ein kommunaler Steuerungskreis
trotz institutioneller Unterschiede und In-
teressenlagen einen lokalen Konsens er-
zielt, ist damit noch nicht die letzte und
verbindliche Entscheidung getroffen. Die-
se Ungewissheit der lokalen Hauptakteure
über ihre eigenen Verhandlungskompeten-
zen hat dazu beigetragen, dass die Infor-

mationspolitik als eher schleppend wahr-
genommen wird und Beschäftigte wie Per-
sonalvertretungen verunsichert. Die einge-
schränkten Entscheidungskompetenzen
der Akteure vor Ort haben in der Praxis
aber auch dazu geführt, dass durchaus trag-
fähige lokale Ergebnisse wieder zurückge-
nommen wurden, obwohl darüber bereits
Konsens bestand.

Offen ist daher noch immer, wie weit
die Kommune zum „verlängerten Arm“ der
Bundesagentur für Arbeit oder zum gleich-
berechtigten Partner wird, denn die
Schnittstellen zwischen zentralistischen
Steuerungsansprüchen und lokalen Gestal-
tungserwartungen müssen noch ausgelo-
tet werden. Erst nach der Entwicklung ei-
ner tragfähigen Unternehmenskultur wird
die ARGE daher ihren arbeitsmarktpoliti-
schen Beitrag effektiver leisten können. Die
Bundesagentur für Arbeit wird ihre zentra-
listische Behördenstruktur aber auch bei
allem goodwill der Modernisierungsakteu-
re nicht so schnell überwinden können.
Wie aus der Modernisierung öffentlicher
Verwaltungen inzwischen hinlänglich be-
kannt ist, muss jede Verwaltungsmoderni-
sierung einen Strukturkonservativismus
überwinden, der eben zunächst Verhaltens-
und Organisationssicherheit stiftet. Eine
Großbehörde wird daher versuchen, ihren
„kleinen“ kommunalen Partner zu domi-
nieren, als zentrale Bundesbehörde ihren
Unterbau nicht so schnell „aufgeben“ wol-
len und von ihrem grundsätzlichen Selbst-
verständnis nicht ohne weiteres abrücken.
Der strukturkonservative Zentralismus ist
auch eine organisationspolitische Risiko-
abwehr. Der kommunale Partner ist dage-
gen weniger hochkomplex strukturiert und
hat zudem erhebliche Reformerfahrungen
in den letzten 10 bis 15 Jahren sammeln
können. Auch wenn diese Verwaltungsmo-
dernisierungen nicht immer von Erfolgen
gekrönt waren, so bleiben doch die Inno-
vationserfahrung und die Kenntnis der
Voraussetzungen, unter denen Organisati-
onsreformen am ehesten gelingen. Daher
steht das ARGE-Modell vor der Herausfor-
derung, wie die Zusammenarbeit zwischen
zwei derart unterschiedlichen pfadabhän-
gigen Organisationsformen gelingen kann
(Reis 2005; Mäder/Schmidt 2005, S. 207).

Eine Kooperation auf Augenhöhe
scheint sich jedenfalls noch nicht abzu-
zeichnen.Vielmehr beeinträchtigen Macht-
kämpfe und kulturelle Divergenzen den
Arbeitsauftrag der neuen arbeitsmarktpo-
litischen Institution und damit den Imple-

mentationsprozess der Arbeitsmarktre-
form selbst, da sich Verhandlungspartner
gegenseitig blockieren. Die mit Hartz IV
intendierte Qualitätsverbesserung, indem
sich zwei kompetente arbeitsmarktpoliti-
sche Akteure auf diesem Feld gegenseitig
ergänzen, geht offensichtlich noch nicht
auf. Gemeinsames Know-how und Wis-
senstransfer stoßen in dieser Konstruktion
an Grenzen und die zu lösenden arbeits-
marktpolitischen Aufgabenstellungen ge-
raten ins Hintertreffen, da die Organisati-
ons- und Verfahrensregeln unter schwieri-
gen Rahmenbedingungen entwickelt und
umgesetzt werden.

Diesem Dilemma entgeht die Options-
kommune, die im Rahmen des experimen-
tellen, befristeten Konzepts die Möglichkeit
erhalten hat, die eigenständige Betreuung
von ALG-II-BezieherInnen zu überneh-
men. Zwar erweitert sich im Vergleich zu
den alten Regelungen des Bundessozialhil-
fegesetzes der Aufgabenbereich, aber an-
scheinend mit einem „Startvorteil“ ge-
genüber der ARGE, da auf eine gefestigtere
und erprobte Unternehmenskultur zu-
rückgegriffen werden kann. Im Options-
modell werden einige grundlegende Pro-
blemstellungen, die sich in der ARGE zei-
gen, vermieden.

Die Steuerung ist im Optionsmodell
weniger komplex, da hier die „Kommuna-
lisierung von Hartz IV” bereits praktiziert
wird und die alleinige Verantwortung für
das Modell bei den städtischen Akteuren
liegt. Im Optionsmodell ist die Neuorgani-
sation insgesamt weniger „dramatisch” als
im ARGE-Modell, allerdings hat sich die
Zusammenarbeit mit der Arbeitsagentur
verschlechtert, bis hin zu einer beobacht-
baren Abgrenzungspolitik. Grundsätzlich
sehen die Options-Akteure ihr Modell 
jedoch positiv, weil die zur Verfügung ste-
henden arbeitsmarktpolitischen Instru-
mente und Ressourcen auf den individuel-
len Bedarf und die Strukturen der Kom-
mune abgestimmt sowie lokale Gegeben-
heiten berücksichtigt werden können.
Damit steigen im Vergleich zum ARGE-
Modell zugleich die lokalen Gestaltungs-
und Handlungsspielräume.

3 Für die ARGE Bielefeld, die als gGmbH gegründet
wurde, gibt es darüber hinaus eine Gesellschafter-
versammlung und einen Beirat, in dem unter-
schiedliche gesellschaftliche Gruppen vertreten
sind, u.a. auch Gewerkschaft und kommunale
Gleichstellungsbeauftragte.
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handlungen mit Bildungsträgern), wes-
halb sie eine „Entwertung“ ihrer Arbeit
fürchten. Anders die Beschäftigten der Ar-
beitsagentur: Sie setzen auf ihre kommu-
nalen „Vorreiter“ und hoffen auf eine Auf-
wertung ihrer Arbeit, was allerdings nicht
ohne zusätzliche Qualifizierung zu ma-
chen sein wird. Eine gemeinsame Organi-
sationskultur setzt perspektivisch auch
zweifellos voraus, dass die gegenwärtig
existierende Ungleichheit in der Beleg-
schaft überwunden wird. Andernfalls 
entsteht auf längere Sicht eine Unzufrie-
denheit, die den organisationsinternen so-
zialen Frieden gefährdet. Zu dieser grund-
sätzlich auch rechtlich problematischen
Ausgangssituation beider Beschäftigten-
gruppen (von Arbeitsagentur und Stadt)
aus unterschiedlichen Organisationen
kommen Fragen künftiger Beurteilungen
hinzu, gerade mit Blick auf anstehende
Leistungsbeurteilungen: Können Mitar-
beiterInnen der Arbeitsagentur städtische
Beschäftigte beurteilen oder umgekehrt?
Wer darf wem etwas sagen?

Zwar anders, in einigen Problemen je-
doch vergleichbar, stellt sich die Situation
der Beschäftigten im Optionsmodell dar:

Eigene Erfahrungen mit Fallmanage-
ment lagen im Rahmen eines kommunalen
Modellversuchs zwar vor, aber das benötig-
te Fachpersonal für Fallmanagement stand
nicht in ausreichendem Maße zur Verfü-
gung und wurde extern eingestellt. Die
Stellenbesetzungsverfahren verzögerten
den Einsatz des Fallmanagements. Darü-
ber hinaus war das extern rekrutierte Per-
sonal oft wenig mit der Kommunalverwal-
tung vertraut, sodass es z. T. eingeschränkt,
also nur für Fallmanagement, eingesetzt
werden konnte. Eine vergleichsweise hohe
Eingruppierung (BAT IV a/ A 11) war An-
reiz für eine ausreichende BewerberInnen-
zahl. Demgegenüber stand ein befristeter
Vertrag für ein Jahr. Besonders problema-
tisiert wird dies auch von Personalvertre-
tungsseite deshalb nicht, weil man davon
ausgeht, dass diese Kompetenzen für lange
Zeit in den Kommunen benötigt werden
und damit das (neue) Personal nicht wirk-
lich „gefährdet“ ist.

Die personalpolitischen Problemdi-
mensionen ergeben sich im Optionsmodell
vor allem auf der Ebene der hohen Fallzah-
len, die zu erheblichen Arbeitsbelastungen
führten. Hinzu kommen Qualifikationsde-
fizite, da die Aufgaben, die ehemals die Ar-
beitsagentur erledigte, zum neuen Lernfeld
werden.Aber auch unvollständige Unterla-

zur örtlichen Arbeitsagentur (der Options-
kommune). Im letzten Fall sollte die Kon-
kurrenz allerdings nicht zu einer Abgren-
zungspolitik zulasten der Arbeitsuchenden
führen.

3.2 ARBEITSBEDINGUNGEN DER 
BESCHÄFTIGTEN

In ARGE- wie Optionslösung stehen die
MitarbeiterInnen unter hohem Arbeits-
druck, insbesondere im Bereich der Leis-
tungsgewährung, aber auch angesichts ei-
nes Fallmanagements, das sie nicht adäquat
durchführen können. In der Startphase von
Hartz IV werden Fallmanagementkompe-
tenzen in beiden Modellen nicht ausrei-
chend genutzt, sondern im Bereich der
Leistungsgewährung „missbraucht“. Zu-
dem führen neue Aufgaben, Positionen und
Institutionen in beiden Modellen zu einer
Art Tarif- bzw. Stellenbewertungspoker.

Das bedeutet in der Praxis des ARGE-
Modells:

Ein Herzstück der Reform, das Fallma-
nagement, kam lange Zeit nicht zum Ein-
satz. Das lag vor allem daran, dass Perso-
nallücken in der Leistungsgewährung mit
FallmanagerInnen geschlossen worden
sind. Darüber hinaus unterscheidet sich die
Fallmanagementkompetenz der Beschäf-
tigten aus beiden Mutterorganisationen.
Während die aus den Sozialverwaltungen
stammenden Beschäftigten ein sozialinte-
gratives Fallmanagement mit oft schwieri-
ger Klientel in ihren Konzepten verfolgen,
liegt der Schwerpunkt der Fallmanage-
mentkonzeption der Arbeitsverwaltung auf
dem vermittlungsorientierten Fallmanage-
ment mit dem Ziel der Integration in den
ersten Arbeitsmarkt (Mäder/Schmidt
2005, S. 206 u. 208). Das heißt, es liegen un-
terschiedliche Kompetenzen beider Be-
schäftigtengruppen (von Stadt und Ar-
beitsagentur) sowie ein unterschiedliches
Beratungsverständnis vor.

Unterschiedliche Tarife, Dienstverein-
barungen und Qualifikationsvorausset-
zungen von Beschäftigten der Sozial-
verwaltung und von Beschäftigten der Ar-
beitsagentur behindern eine gerechte 
Verteilung von Arbeit. Während die kom-
munalen Beschäftigten bis zu drei Gehalts-
stufen höher entlohnt werden als ihre Kol-
legInnen von der Arbeitsagentur, entfallen
nun vor allem für Erstere wichtige Hand-
lungs- und Gestaltungsspielräume (etwa
bezogen auf die Einschätzung von Fällen,
eigene Maßnahmenentwicklung oder Ver-

Neben diesen Vorteilen zeigen sich al-
lerdings einige Schwierigkeiten. Offen ist
gegenwärtig noch, ob eine kommunale ar-
beitsmarktpolitische Institution den Trans-
fer von Aufgaben der Bundesagentur für
Arbeit mittel- und langfristig verarbeiten
kann. Das heißt verallgemeinernd: Opti-
onskommunen verlängern ihre bewährten
Organisationsroutinen, obwohl auch sie
nach dem Start von Hartz IV neue Arbeits-
aufgaben, organisatorische und technische
Einführungsprobleme und den gesteiger-
ten Personalbedarf managen müssen.Auch
im Optionsmodell sind neue ablauforgani-
satorische Regeln zu entwickelt, um die er-
höhten Fallzahlen, die erweiterte Zielgrup-
pe, planungsstrategisch und operativ zu
bewältigen.Andere Probleme könnten aber
später auftreten, wenn die Arbeitsuchen-
den nach den neuen arbeitsmaktpoliti-
schen Zielvorstellungen in Arbeit gebracht
werden sollen, darunter vor allem die ehe-
maligen SozialhilfeempfängerInnen mit
enormen Vermittlungshemmnissen. Dies
wird nur gelingen, wenn die Optionskom-
munen über ausgebaute lokale arbeits-
marktpolitische Netzwerke verfügen bzw.
diese kurzfristig aufbauen und lokal ver-
vollständigen.

Vergleicht man die beiden arbeits-
marktpolitischen Institutionen, kann fol-
gende Schlussfolgerung gezogen werden.
Die Akteure stehen vor erheblichen Proble-
men, insbesondere bei rechtlich wie inhalt-
lich neuen Organisationskonstrukten wie
die ARGE. Führungskräfte aus Arbeitsa-
gentur und Kommune, die ihren „Mutter-
organisationen“ verpflichtet (Loyalität)
und in die dazugehörige Unternehmens-
kultur eingebunden sind, sollen die Arbeit
partnerschaftlich in den neuen „lernen-
den“ Organisationen so organisieren, dass
die neue Institution sogar arbeitsmarktpo-
litisch funktionsfähiger ist als die jeweilige
Herkunftsverwaltung. Das führt zu einem
komplizierten Spagat, da im Rahmen der
vorgegebenen Verordnungs- und Regel-
werke innovative Gestaltungsspielräume
für den neuen Organisationszusammen-
hang aufgespürt und genutzt werden müs-
sen.

Vergleichbares gilt durchaus auch für
die Optionskommunen, wenngleich unter
anderen Vorzeichen. Sie müssen sich mehr
noch als in der Vergangenheit auf dem Feld
der kommunalen Arbeitsmarktpolitik und
Beschäftigungsförderung profilieren, und
zwar auch im Wettbewerb zum ARGE-Mo-
dell (der benachbarten Kommunen) und
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gen der Arbeitsagentur und die Bedürftig-
keitsprüfungen erhöhen die Arbeitsbelas-
tung zusätzlich.

Der Vergleich der beiden Modelle zeigt
somit Folgendes:

(1) Die beiden arbeitsmarktpolitischen
Modelle erzeugen zusätzlichen Personalbe-
darf. Damit wird Hartz IV zum „kleinen
Beschäftigungsmotor“ für die neuen ar-
beitsmarktpolitischen Institutionen. Das
mag auf der kommunalen Ebene zu be-
grüßen sein, kann aber die Problemstellun-
gen und Herausforderungen für Beschäf-
tigte und Interessenvertretungen nicht
kompensieren. Dazu gehören als Erstes be-
fristete Arbeitsverhältnisse, die den Experi-
mentalcharakter von Hartz IV einerseits
den Beschäftigten „aufbürden“ und ande-
rerseits durchaus die Gefahr bergen, dass
eine Personalfluktuation den Organisa-
tionsentwicklungsprozess auch behindern
kann, falls es nicht gelingt, das Personal
ausreichend an die neuen Institutionen zu
binden.

(2) Das Leitbild „Fördern und Fordern“
kann als Herzstück der Arbeitsmarktre-
form zunächst nicht hinreichend umge-
setzt werden. Das ist nicht nur für die Kli-
entel, sondern auch für die Beschäftigten
bzw. für den Anspruch, mit dem sie ange-
treten sind, unbefriedigend.

(3) Verständlicherweise versuchen Beschäf-
tigte (wie Interessenvertretungen), unter
den institutionellen Innovationen von
Hartz IV die bestmöglichen Tarife zu ver-
handeln, d.h. die Stellen höher zu bewerten
und allen tariflichen Abwertungen vorzu-
beugen. Diese Strategie ist in Zeiten knap-
per öffentlicher Kassen einerseits brisant,
falls die Arbeitsmarktreform zu einer Stei-
gerung der Personalkosten führt. Anderer-
seits hat die ARGE-Fallstudie gezeigt, wie
ein Tarifwirrwarr Unsicherheit stiftet und
den sozialen Frieden gefährdet. In ARGE
wie in Optionskommune geht es aber nicht
nur um die individuelle Einkommenspers-
pektive, sondern auch um eine gerechte
Entlohnung für die gestiegene quantitative
und qualitative Arbeitsintensität (Fallzahl
und Betreuungsqualität). Sie sollten sich
auch in der finanziellen Vergütung nieder-
schlagen.

Aber nicht nur die Beschäftigten, die
Hartz IV mit seinen Spiel- und Verfahrens-
regeln umsetzen, bewegen sich „auf dün-
nem Eis“, sondern auch ihre Interessenver-

tretungen. Die anfänglichen Befürchtun-
gen von Personalräten und Gewerkschaf-
tern, die vor der Umsetzung von Hartz IV
geäußert wurden, sind nach den Ergebnis-
sen dieser Untersuchung berechtigt, da (be-
sonders im Falle der ARGE) arbeitspoliti-
sche Unsicherheitszonen entstehen.

3.3 ROLLE DER PERSONALVER-
TRETUNGEN

Mitbestimmungslücken und -schwierig-
keiten treten in beiden Modellen auf.

In der ARGE haben die jeweiligen Per-
sonalvertretungen keine Mitbestimmungs-
möglichkeit und sind lediglich für die Be-
schäftigten aus den eigenen Mutterorgani-
sationen zuständig. Sie können Individual-
oder Partialinteressen vertreten, aber nicht
für die Belange der ARGE-Beschäftigten
insgesamt streiten. Mitbestimmung bedeu-
tet unter diesen Voraussetzungen, dass eher
„Notlösungen“ verfolgt werden, deren Be-
stand unsicher ist.

Im Optionsmodell wurden die kom-
munalen PersonalrätInnen allenfalls ver-
spätet zu „Steuerern“. Erst durch ihre Re-
klamation wurden sie stärker von den 
Akteuren in die arbeitsmarktpolitische
Neuorientierung einbezogen. Ein Ko-
Management zwischen Arbeitgeber- und
Arbeitnehmerseite, das in den vergangenen
zehn Jahren der Verwaltungsreform als
geübte Praxis erschien, gewährleistet offen-
bar nicht ohne Weiteres die Fortsetzung in
neuartigen Prozessen.

Das bedeutet: Charakteristisch ist in
beiden Modellen vor allem die unzurei-
chende Einbeziehung der Personalvertre-
tungen. Forderungen nach einer frühzeiti-
gen Personalratsbeteiligung sind in der Re-
formhektik bzw. im Zuge des institutionel-
len Umsetzungstempos nicht oder nur
unzureichend umgesetzt worden. Ko-Ma-
nagement der Personalvertretung wird erst
zur Korrektur und Legitimation bereits ge-
troffener Entscheidungen gebraucht. Ler-
nende Organisationen sollten die Interes-
senvertretung in Zukunft auch an Grund-
satzentscheidungen frühzeitig beteiligen,
d.h. an jeder Organisationsentscheidung,
die ihre Weiterentwicklung betrifft. Da-
rüber hinaus sind Mitbestimmungslücken
zu schließen, die im Falle der ARGE gravie-
render ausfallen, wenngleich auch in der
Optionskommune mitbestimmungspoliti-
sche Schwierigkeiten entstehen.

Mitbestimmungsrisiken sind somit
mittel- und langfristig nicht auszu-

schließen. Daher kann durchaus prognos-
tiziert werden, dass die interessenvertre-
tungsschwachen Zonen im Zuge der Ar-
beitsmarktreform zunehmen, wenngleich
damit nicht gänzlich interessenvertre-
tungsfreie Räume entstehen. Hartz IV for-
dert somit auch die Gewerkschaften he-
raus, angemessene Strategien zu ent-
wickeln, wie die Mitbestimmungsdefizite
aufgearbeitet werden können. Dabei stehen
die Gewerkschaften allerdings auch vor ei-
nem Dilemma, insbesondere mit Blick auf
das Kooperationsmodell: Sie müssen für
die „Einheit in der Vielfalt“ Lösungen an-
bieten, um ihre arbeitspolitische Verant-
wortung sowohl für die kommunalen als
auch für die aus der Arbeitsagentur stam-
menden Beschäftigten in äußerst divergie-
renden Organisationskonzepten wahrneh-
men zu können. Denn eines zeichnet sich
bereits ab: Das ARGE-Modell gibt es nicht
und wird es wahrscheinlich auch in Zu-
kunft nicht geben.

4
Gestaltungsbedarf und 
arbeitsmarktpolitische
Perspektiven

Die Arbeitsmarktreform ist mit der Imple-
mentation von Hartz IV keineswegs abge-
schlossen, sondern weiterhin korrektur-
und gestaltungsbedürftig. Bartelheimer/
Wagner (2005) betonen daher zu Recht
auch die Notwendigkeit einer möglichst
schnellen und zielsicheren Zusammen-
führung von arbeitsmarktpolitisch rele-
vanten Erkenntnissen (und Zahlen) als
„Arbeitsmarktmonitor“.

Die neuen Hartz IV-Institutionen wer-
fen aber weitere Problemstellungen auf, die
eher forschungsgestützt und evaluativ zu
bewältigen sind. Die Umsetzung von Hartz
IV wird nach unseren Erkenntnissen nur
dann gelingen, wenn sich die Mitarbeiter-
Innen der neuen Institutionen und ihre In-
teressenvertretungen für deren Aufbau en-
gagieren. Daher besteht neben der Prüfung
der verwaltungsinternen Funktionsvoraus-
setzungen einer effektiven lokalen Arbeits-
marktpolitik insbesondere auch weiterer
Klärungsbedarf. Die wichtigsten (auch
Forschungs-)Aufgaben erstrecken sich auf
die Analyse der

– beschäftigten- und kundenorientierten
Gestaltung der Arbeitsorganisation, d.h.
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auch der Beschäftigtenbeteiligung im Rah-
men eines Organisationsentwicklungspro-
zesses in lernenden Organisationen;
– neuen Rolle der Interessenvertretungen
bzw. der neuen Mitbestimmungslücken so-
wie des Ko-Managements in der Organisa-
tionsentwicklung unter Berücksichtigung
arbeitspolitischer und arbeitsmarktpoliti-
scher Zielkriterien;
– gleichstellungspolitischen Effekte der
Arbeitsmarktreform auf Seiten der Klientel
und auf Seiten der Beschäftigten;
– Weiterführung und Weiterentwicklung
der lokalen Arbeitsmarkt- und Beschäfti-
gungsförderung im Kooperations- wie im
Optionsmodell. Ihre Funktionsfähigkeit ist
auch abhängig von der Qualität der Ko-
operation beteiligter lokaler Akteure.

Die lokalen und regionalen arbeitsmarkt-
politischen Rahmenbedingungen sind un-
terschiedlich, und darauf muss ebenso un-
terschiedlich reagiert werden. Perspekti-
visch ist daher zu erwarten, dass die zwei
grundlegenden Standardmodelle der Ar-
beitsmarktreform – ARGE und Option –
variantenreicher werden, eine durchaus in-
tendierte Perspektive, wenn man den De-
zentralisierungsansatz der Arbeitsmarktre-
form ernst nimmt. Bei der Ausgestaltung
der neuen arbeitsmarktpolitischen Institu-
tionen sollte deshalb verstärkt auf das be-
reits vorhandene Wissen und die Erfah-
rungen aus Veränderungsprozessen rekur-
riert werden, etwa aus der kommunalen
Verwaltungsmodernisierung oder kom-
munalen Netzwerkarbeit4:

(1) Das Know-how der MitarbeiterInnen
und ihrer Personalvertretungen ist für die

Ausgestaltung von Arbeitsgemeinschaften
und Optionsmodellen nutzbar zu machen.
Hartz IV bedeutet eine hohe Herausforde-
rung an einen effizient gemanagten Orga-
nisationsentwicklungsprozess, der beson-
dere Führungsaufgaben erfordert. Die Un-
tersuchungsergebnisse deuten allerdings
an, dass unter dem bundespolitisch for-
cierten Reformtempo kein ausreichender
beteiligungsorientierter Prozess zustande
kommt und damit grundlegende Erkennt-
nisse aus den kommunalen Reorganisa-
tionsprozessen wie auch betrieblichen Um-
strukturierungen schon bei der Implemen-
tation vernachlässigt werden (müssen).

(2) Beim Aufbau der neuen Institutionen
ist gleichzeitig zu berücksichtigen, wie
etablierte Formen der Zusammenarbeit
mit nicht-staatlichen Akteuren (kommu-
nale Bündnisse für Arbeit) zur Verbesse-
rung der Funktionsfähigkeit der dezentra-
len Arbeitsmarktpolitik einbezogen wer-
den können. Vorteilhaft ist allerdings in
beiden Modellen, wenn auf arbeitsmarkt-
politische Vorerfahrungen zurückgegriffen
werden kann, an denen sich die institutio-
nellen Konzepte orientieren können.5 Das
bedeutet aber auch, dass sich im bundes-
deutschen Kontext angesichts der offenen
Organisationsregeln kein einheitliches Ins-
titutionenmodell durchsetzt, sondern noch
best-practice Organisationen gesichtet
werden müssen.

Die institutionelle Vielfalt und der skizzier-
te latente organisationspolitische Schwebe-
zustand werden allerdings auch die Ent-
wicklung arbeits- bzw. personalvertre-
tungspolitischer Strategien bzw. Standards

erschweren. (Wissenschaftliche) Beobach-
terInnen bezweifeln schon grundsätzlich,
dass der arbeitspolitische (und rechtliche)
Schwebezustand (Trümner 2004) gerade
des Kooperationsmodells in Form der Ar-
beitsgemeinschaften als Leitmodell der Ar-
beitsmarktreform Bestand haben wird
(Czommer u.a. 2005, S. 59ff.). Noch gleicht
der arbeitsmarktpolitische Neuorientie-
rungsprozess eher einem „Krisenmanage-
ment“, besonders im Falle der ARGE, was
die institutionellen Perspektiven von Hartz
IV beeinflusst und Auswirkungen auf die
Beschäftigten wie Interessenvertretungen
hat. Der vorliegende Beitrag liefert nicht
das vielerhoffte Patentrezept zur Optimie-
rung der Arbeitsmarktreform, zeigt aber
Ansätze dazu auf.

Und noch eines: Wenn lokale arbeits-
marktpolitische Varianzen nicht zu verhin-
dern und auch gewollt sind, da sich kom-
munale bzw. regionale Strukturen, Akteu-
re und Arbeitsmarktbedingungen unter-
scheiden, dann sollte man diese Prozesse
vorerst weiter „unter Beobachtung“ stellen,
um die jeweiligen positiven modell- und
ortsspezifischen Resultate mit Blick auf die
Zukunft der Arbeitsmarktreform zu extra-
hieren und zu bündeln.

4 Auch überregionale Netzwerke sollten in Anleh-
nung an das Netzwerk Kommunen der Zukunft
das Experiment Hartz IV ausgestalten (Schulze-
Böing 2004).

5 So z. B. auf die Arbeit der Mülheimer Sozialagen-
tur oder im Falle Bielefelds die gemeinsame Job
Service Stelle mit Vertretern der Arbeitsagentur.
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